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Abstract 
Die mit den Begriffen „E-Democracy“ und „E-Participation“ bezeichneten Konzepte treten zu-
meist mit dem Anspruch auf, über neue Medien und hier insbesondere das Internet weitere Bevöl-
kerungsgruppen für politische Partizipation zu gewinnen. Mittlerweile liegen viele Fallbeispiele vor, 
die diesen Anspruch fraglich erscheinen lassen. In einer repräsentativen Befragung der deutschen 
Wahlbevölkerung und einer parallel durchgeführten Online-Umfrage unter NutzerInnen elektroni-
scher Partizipationsangebote konnte am Beispiel Deutschlands ein genaueres Bild gegenwärtig ge-
nutzter Formen politischer Partizipation – „offline“ und „online“ – gewonnen werden. Das „Stan-
dardmodell der politischen Partizipation“ wird bestätigt; das Internet verstärkt es noch: Für Frauen 
und sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen stellen die neuen Angebotsformen keine Erweite-
rung ihrer Nutzungsgewohnheiten dar, für junge Menschen offenbar schon. Der Aufsatz geht auch 
der Frage nach den Motiven für politische Beteiligung nach und relativiert die Behauptung, dass 
das Einfluss-Ausüben-Wollen das entscheidende Kriterium sei. 
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1 Einleitung 

Politische Partizipation spielt für das Funktionieren und die Lebendigkeit einer liberalen Demokra-
tie eine besondere Rolle. Allenthalben wird in vielen westlichen Ländern ein Rückgang des politi-
schen Engagements der Bürgerinnen und Bürger beklagt. Indikatoren hierfür sind rückläufige Be-
teiligung an Wahlen und geringere Mitgliederzahlen in politischen Parteien und Interessenverbän-
den (Krack-Rohberg/Weichs 2008): Bei der Bundestagswahl 2005 war mit 77,7 % die niedrigste 
Wahlbeteiligung seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland zu beobachten (vgl. Abbildung 1). 
Die Mitgliederzahl der im Bundestag vertretenen Parteien ist in Deutschland zwischen 1990 und 
2006 um ein Drittel auf nunmehr 2,3 % der Bevölkerung im wahlberechtigten Alter abgesunken 
(ebd., S. 388). Mit Begrifflichkeiten wie Politik(er)verdrossenheit und nicht gelungener politischer 
Integration wird versucht, diesen Entwicklungen analytisch beizukommen. 

 

Abbildung 1: Wahlbeteiligung an Bundestagswahlen in der Bundesrepublik Deutschland nach 
dem 2. Weltkrieg, Bund gesamt und ausgewählte Bundesländer, ab 1990 mit 
ausgewählten neuen Bundesländern (in Prozent der Wahlberechtigten)  
Quelle: Statistisches Bundesamt 

Der theoretische Diskurs in der Politikwissenschaft ist dabei von zwei Hauptfunktionen politischer 
Partizipation gekennzeichnet: Protagonisten der liberalen Demokratietheorie sehen in erster Linie 
die instrumentelle Funktion von Partizipation, nämlich vernünftige Auswahlformen für politische 
Repräsentanten zu gewährleisten und die Verteilung von politischer Macht zu legitimieren. Anhän-
ger der partizipativen Demokratietheorie heben dagegen die intrinsische Funktion politischer Parti-
zipation hervor sowie deren Auswirkungen auf die soziale Kohäsion liberaler Gesellschaften. Da-
nach umfasst der Begriff politische Partizipation wesentlich mehr als nur die Teilnahme an Wah-
len. In diesem Sinne wird hier von der Definition Max Kaases ausgegangen, der unter politischer 
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Beteiligung (als Synonym für politische Partizipation) alle Tätigkeiten bzw. Handlungen versteht, 
„die Bürger freiwillig mit dem Ziel unternehmen, Entscheidungen auf den verschiedenen Ebenen 
des politischen Systems zu beeinflussen“ (Kaase 1992, S. 339). 

Allerdings ist der oben erwähnte Begriff der „Politikverdrossenheit“ kaum hilfreich, weil unpräzi-
se (vgl. Arzheimer 2002). Treffender sind in der empirischen Politikwissenschaft benutzte Katego-
rien wie „Verhältnis Bürger-Parteien“, „Vertrauen in demokratische Institutionen“ oder „politisches 
Interesse“. Bei einer solchen Sichtweise wird schnell deutlich, dass es voreilig wäre, aufgrund der 
beiden aufgezeigten Befunde verallgemeinernd von zurückgehender politischer Partizipation zu 
sprechen, da es eher die Formen des Engagements zu sein scheinen, die sich wandeln – von der 
langfristigen Mitgliedschaft in Parteien oder Interessengruppen hin zu kürzeren Bindungen an 
Nichtregierungsorganisationen oder Bürgerinitiativen, Teilnahme an Demonstrationen, dem Sam-
meln von Unterschriften oder auch bewusstem Nicht-Wählen (vgl. Forschungsgruppe Wahlen 2004). 
Mit dem Aufkommen des Internet wurden zudem viele Hoffnungen verknüpft, über diesen neuen 
Kanal im politischen Feld besondere Änderungen zu bewirken und mehr Bürgerinnen und Bürger 
zur politischen Teilnahme zu bewegen.  

Der vorliegende Beitrag untersucht am Beispiel Deutschlands anhand von Literaturstudien und 
zwei Umfragen, die der Autor Ende 2007 im Rahmen einer Studie für das deutsche Bundesminis-
terium des Inneren federführend gemeinsam mit KollegInnen vom Institut für Informationsmana-
gement Bremen GmbH (ifib) und zebralog e.V., Berlin, durchführte (Albrecht et al. 2008) sowie 
weiteren empirischen Befunden, welche Partizipationsformen genutzt werden, welche Rolle hier-
bei das Internet spielt und wie sich diese Nutzung unter soziodemographischen Gesichtspunkten 
aufteilt. Zudem wird der Frage nachgegangen, was BürgerInnen über den politischen „Impact“ 
denken, den ihre Beteiligung hat bzw. haben sollte?1 

Ausgehend von der Darlegung der methodischen Vorgehensweise werden empirische Befunde aus 
den Befragungen hinsichtlich der Indikatoren „politisches Interesse“, „politische Partizipation off-
line“, „E-Partizipation“ sowie der Motive für politische Partizipation vorgestellt. Im nächsten Schritt 
werden die Ergebnisse nach sozio-demographischen Merkmalen wie Bildung, Alter, Geschlecht, 
Berufsstatus und – für Deutschland nicht unwichtig – dem Wohnort in Ost- oder Westdeutschland 
untersucht. Die abschließenden Schlussfolgerungen diskutieren die Aspekte des Grades an politi-
scher Integration, der Wahl der Partizipationsformen sowie den im Aufsatz gewählten Begriff po-
litischer Partizipation und die sich daraus ergebenden Konsequenzen für staatliche Anbieter von 
Partizipationsmöglichkeiten. 

 

 

 

 

 

 
1 Besonderer Dank gilt Steffen Albrecht und Matthias Trénel von zebralog e.V., Berlin, für die Diskussion 

der Dateninterpretationen in einem frühen Stadium, Niels Kohlrausch und Christian Wiedwald vom Institut 
für Informationsmanagement Bremen GmbH für die Aufarbeitung der Daten sowie Andrea Jezela von der 
Forschungsgruppe Wahlen Telefonfeld, Mannheim, für die geduldige Diskussion methodischer Fragen auch 
noch Monate nach Beendigung der Erhebung. 
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2 Methode 

Bei den meisten Beispielen politischer Partizipation wissen die Organisierenden nicht, wer sich 
wirklich beteiligt und wer nicht.2 Normalerweise werden dabei keine sozio-demographischen Da-
ten erhoben, weil dies als zusätzliche Barriere für Beteiligung empfunden würde und die Gefahr 
groß wäre, dass falsche Daten angegeben würden. Aus diesem Grunde wurde im Rahmen eines 
Gutachtens für das (deutsche) Bundesinnenministerium der andere Weg gewählt, nämlich unab-
hängig vom konkreten Beispiel zu erheben, ob und in welchem Umfang Angebote politischer Par-
tizipation bereits genutzt wurden. Im Oktober 20073 wurden die zwei oben erwähnten Befragun-
gen durchgeführt, deren Ergebnisse in diesen Beitrag einfließen: 

• Eine repräsentative quantitative telefonische Exklusivbefragung unter 1.031 wahlberechtigten 
Deutschen über 18 Jahren, die in Privathaushalten mit Telefonanschluss leben (CATI-Metho-
de).4 Die inhaltlichen Fragen bezogen sich u. a. auf das Interesse an Politik, schon genutzte 
Möglichkeiten politischer Einflussnahme wie Mitarbeit in einer Bürgerinitiative oder politischen 
Partei, Teilnahme an (un-)genehmigten Demonstrationen, Nutzung des Internet allgemein und 
speziell für politische Beteiligung; im Anschluss wurden demographische Daten abgefragt. Die 
unmittelbare Durchführung dieser Befragung inklusive anschließender Datengewichtung oblag 
der Forschungsgruppe Wahlen Telefonfeld GmbH. 

• Da die Ergebnisse in eine Auftragsstudie zum speziellen Thema E-Partizipation einfließen soll-
ten, war zu berücksichtigen, dass nur ein kleiner Teil der Bevölkerung tatsächlich Erfahrung mit 
der Nutzung von politischen Beteiligungsmöglichkeiten über das Internet hat. Deshalb wurde 
parallel zur repräsentativen Befragung eine Online-Befragung gezielt unter aktiv Nutzenden sol-
cher Angebote durchgeführt (N=320).5 Um die Reliabilität dieser Daten besser einschätzen zu 
können, enthielt die Online-Befragung auch einige Fragen der Repräsentativbefragung, so z. B. 
nach der Nutzung von Möglichkeiten politischer Beteiligung allgemein (in herkömmlichen 
Formen) sowie speziell über Internet. Darüber hinaus wurde nach Gründen gefragt, warum man 

 
2 Der Autor hat in vielfältiger Weise Projekte politischer Partizipation selbst mit durchgeführt und evaluiert, 

so dass diese Erfahrungen in diesen Aufsatz einfließen. Hierzu gehören z. B. Online-Diskurse (z. B. West-
holm 2003) wie auch Verfahren politischer Partizipation im „Medienmix“ (Westholm 2007, Westholm 
2008, Aichholzer/Westholm 2009, Kubicek et al 2009) in Deutschland und anderen europäischen Ländern. 

3 In 2007 und 2008 wurden keine Wahlen auf nationaler Ebene durchgeführt, und es gab auch im halben Jahr 
vor den Befragungen keine besonderen politischen oder sonstigen Ereignisse auf nationaler, europäischer 
oder globaler Ebene, so dass der Erhebungszeitpunkt als Standardsituation politischer Kommunikation in 
Deutschland beschrieben werden kann. 

4 CATI steht für Computer Assisted Telephone Interviewing. Für die Stichprobe wurde eine zweistufige Zu-
fallsauswahl verwendet. Zunächst wurden Haushalte ausgewählt, dann eine Person eines jeden Haushalts. 
Die Auswahl der Privathaushalte erfolgte im RLD-Verfahren (Randomized Last Digit) auf der Basis einer 
Stichprobe aus der Gesamtheit der Haushalte mit Eintrag im Telefonbuch. Mit Hilfe eines Zufallsverfah-
rens wurde dann aus den wahlberechtigten Mitgliedern jedes Haushalts die zu befragende Zielperson aus-
gewählt. Die Interviews wurden von 62 Interviewern durchgeführt. Die Auswertung der Studie erfolgte 
gewichtet. Zunächst wurde die Stichprobe, die haushaltsrepräsentativ ausgewählt wurde, in eine Personen-
stichprobe transformiert. Diese Transformation musste erfolgen, weil die Chance eines Haushaltsmitglieds, 
befragt zu werden, umgekehrt proportional zur jeweiligen Haushaltsgröße ist. Die Personenstichprobe wur-
de dann unter Berücksichtigung der amtlichen Statistik nach Geschlecht, Alter und Bildung gewichtet, um 
die durch Random-Ausfälle aufgetretenen Verzerrungen zu beseitigen. Die Fallzahl beträgt gewichtet und 
ungewichtet 1.031 Fälle. 

5 Weitere wichtige Gründe waren, dass Telefoninterviews keine zu komplexen Fragen erlauben; zudem woll-
ten wir auch etwas über die mögliche zukünftige Nutzung des Internet für Zwecke der Partizipation erfra-
gen und gingen aufgrund vorangegangener Erfahrungen mit Befragungen zu zukünftigen möglichen Ein-
satzbereichen bestimmter neuer Technologien davon aus, dass solche Abschätzungen kaum vorstellbar wa-
ren, insbesondere bei Personengruppen, die von der Technologie wenig Kenntnis haben. 
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sich auf bestimmten Regierungsebenen (Kommune bis EU) beteiligt. Die URL zum Fragebogen 
wurde über E-mails an Beteiligte früherer E-Partizipationsprojekte insbesondere auf kommuna-
ler Ebene sowie über eGovernment-Newsletter des Bundesinnenministeriums und einen weiteren 
der NGO-Website www.abgeordnetenwatch.de verbreitet. 

Um die Auswertung und die Interpretation der Daten zu erhärten, wurden darüber hinaus Ergebnis-
se weiterer Befragungen und statistischer Auswertungen hinzugezogen, deren Fragen und Themen 
sich teilweise mit den unsrigen überschnitten und deren Ergebnisse zumindest teilweise öffentlich 
zugänglich sind: 

• Eine wichtige Quelle stellt ein Befragungspanel im Rahmen der politischen Kommunikation dar, 
dessen erste Welle 2002 durchgeführt wurde (Emmer 2005). Hierbei wurde die Bevölkerung in 
fünf Typen individueller politischer Kommunikationsmuster aufgeteilt. Die Befragung enthält 
teilweise ähnliche Fragen wie die hier diskutierte, konzentriert sich aber nicht auf die sozio-
demographische Dimension. 

• Eine Erhebung zur politischen Beteiligung führte die Forschungsgruppe Wahlen Telefonfeld 2003 
im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung durch (FGWT 2004). Ein wichtiges Resultat dieser Studie 
war, dass es eine Änderung der Partizipationsmuster weg von traditionellen (wie Mitgliedschaft 
in Parteien oder Gewerkschaften) hin zu informellen gibt. Die Studie gibt auch Auskunft über 
politikwissenschaftliche Aspekte wie Vertrauen in Institutionen, in die Demokratie oder ins po-
litische System. Hinsichtlich sozio-demographischer Attribute legt die Befragung ein Schwer-
gewicht auf Ost-West-Differenzen nach dem Fall der Mauer 1989.6 

• Einbezogen wurden auch die Ergebnisse der repräsentativen Wahlstatistik, die seit der ersten 
gesamtdeutschen Wahl 1990 zum zweiten Mal bei der Bundestagswahl 2005 erhoben wurde so-
wie Longitudinalstudien des Statistischen Bundesamtes, beispielsweise zur Wahlbeteiligung (Sta-
tistisches Bundesamt 2008). 

• Anfang 2008 führte die polis/sinus Gesellschaft für Sozial- und Marktforschung mbH im Auf-
trag der Friedrich-Ebert-Stiftung eine repräsentative Befragung durch; zentrales Ergebnis war, 
dass Armut und soziale Disparität zur Abkehr von der Demokratie führen, während andere Fak-
toren wie Geschlecht, Alter oder Erziehung kaum eine Rolle spielen (FES 2008).7 

 

 

 

 

 
6 Aus diesem Grund wurde die Forschungsgruppe Wahlen Telefonfeld GmbH ausgewählt, die hier diskutier-

te repräsentative Befragung unter der Wahlbevölkerung ab 18 durchzuführen, so dass auch einige der da-
mals erhobenen Fragestellungen hier wieder aufgegriffen werden konnten und der Vergleich der Resultate 
die Reliabilität zu steigern erlaubte. 

7 Nach einem repräsentativen Auswahlverfahren wurden 2.503 Deutsche ab 16 Jahren in Ost- und West-
deutschland persönlich interviewt. Ein umfangreicher Bericht hierüber ist nicht zugänglich, so dass Relia-
bilität und Validität nicht nachgeprüft werden konnten. 



Wandel der Formen politischer Partizipation und der Beitrag des Internet ______________________________ 7 

 _________________________________________________________________________________________________________  manu:script (ITA-09-03) 

3 Empirische Befunde  
zur politischen Partizipation 

3.1 Interesse an Politik 

Ein in der Politikwissenschaft akzeptierter Indikator dafür, inwieweit Bürgerinnen und Bürger das 
politische Geschehen registrieren, an ihm teilnehmen und es für wichtig genug erachten, um sich 
darüber zu informieren oder sich auch zu engagieren, ist die Frage nach dem Interesse an Politik. 
Ende 2007 antworteten die Deutschen auf die Frage, wie stark sie sich für Politik interessierten, zu 
35 % mit „stark” oder „sehr stark”. Nimmt man diese beiden Gruppen zusammen mit der, die ant-
wortete, sie sei „etwas“ an Politik interessiert, so kann man resümieren, dass drei von vier wahlbe-
rechtigten Deutschen über 18 Jahren an Politik interessiert sind (23 % antworteten, sie hätten „kaum” 
oder „gar nicht” Interesse an Politik).8  

Da diese Frage bereits seit 1969 in repräsentativen Bevölkerungsumfragen zumindest in West-
deutschland erfasst wird, kann man sagen, dass dieser Wert im historischen Vergleich sehr hoch 
liegt. So lag er 1969 bei 18 % und erreicht zur Wende einen Wert von 36 % (in Ostdeutschland) bzw. 
37 % (in Westdeutschland). 

 
 

3.2 Beteiligung an bestimmten Partizipationsformen 

Abbildung 2 quantifiziert die Erfahrungen, die die Befragten bislang mit der Nutzung unterschied-
licher Formen politischer Partizipation gemacht haben: Eine Unterschriftenliste unterzeichnet haben 
schon zwei von drei Deutschen, auch Bürgerversammlungen und genehmigte Demonstrationen sind 
von etwa einem Drittel praktizierte Beteiligungsformen. Während 9,4 % bereits in einer politischen 
Partei als traditionelle formelle Beteiligungsform mitgearbeitet haben, haben dies bei Bürgerinitia-
tiven schon etwas mehr getan (10,7 %). 

Die Abbildung 3 zeigt, wie stark inzwischen in Deutschland Internetangebote zur politischen Be-
teiligung genutzt werden: Überraschend war für das Forscherteam, dass etwa jedeR fünfte bereits 
Webseiten von Bundesbehörden genutzt hat. Als „sozial erwünschte Antwort“ dürfte dies bei den 
Befragten nicht angekommen sein, da weder der Auftraggeber in der Befragung benannt worden 
war noch die Formulierung der Frage(n) dies nahelegte. Weitere häufig genutzte Formen sind Web-
seiten oder Blogs von PolitikerInnen oder die Möglichkeit, sich Informationsmaterial über das In-
ternet zu beschaffen. Andererseits werden Formen wie Online-Petitionen des Bundestages oder 
Spenden an Parteien oder Interessenverbände über Internet noch kaum genutzt. Nach den Erfolgen 
im vergangenen Präsidentschaftswahlkampf in den USA wäre es interessant, dies im internationa-
len Maßstab zu vergleichen.  

 
8 Dieses knappe Viertel der kaum oder gar nicht an Politik Interessierten ist besonders stark vertreten bei de-

nen, die sich noch nie politisch beteiligt haben (39,3 %), in den Altersgruppen der bis 24-Jährigen (32,7 %) 
und der 40- bis 49-Jährigen (29,3 %), in Ostdeutschland (31,5 %), bei Nicht-Internet-Nutzenden (31,2 %), 
bei BürgerInnen mit Hauptschulabschluss als dem höchsten formalen Bildungsabschluss (30 %), bei Frau-
en, die 60 Jahre alt und älter sind (28,2 %) sowie unter „Rentnern“ (27,2 %) und Facharbeitern (29,2 %). 
Die Studie im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung kam insgesamt zu einem um wenige Prozentpunkte ab-
weichenden Gesamtergebnis; danach waren nur 4 % sehr stark an Politik interessiert, 26 % bekundeten 
„starkes“ Interesse an politischen Themen und 45 % zeigten sich „etwas“ interessiert (vgl. FES 2008, 12). 
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Abbildung 2: Nutzung ausgewählter Formen politischer Partizipation  
(in Prozent der Wahlbevölkerung über 18 Jahren, N=1.031, Mehrfachantworten) 
Fragewortlaut: „Neben der Teilnahme an Wahlen gibt es für den Einzelnen 
verschiedene andere Möglichkeiten, politisch Einfluss zu nehmen. Ich möchte gerne 
von Ihnen wissen, welche Möglichkeiten Sie davon schon einmal genutzt haben. 
Haben Sie schon einmal … [in einer Bürgerinitiative mitgearbeitet]?“ 

 

Abbildung 3: Nutzung ausgewählter Formen der e-Partizipation  
(in Prozent der Wahlbevölkerung über 18 Jahren, N=1.031, Mehrfachantworten)9 

 
9 Zur Nutzung elektronischer Partizipationsformen wurde nicht die gesamte Stichprobe befragt, sondern nur 

diejenigen, die auf die Frage nach Nutzung des Internets für politische Informationen geantwortet haben, 
dass sie dies mindestens einmal im Monat tun (29,7 % aller Befragten). Es erscheint plausibel, dass dieje-
nigen, die dies seltener tun, auch keinen Gebrauch von E-Partizipationsformen machen. 
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Da die in der Abbildung 3 dargestellten Formen der E-Partizipation je verschiedene Ausmaße von 
Interaktivität widerspiegeln, wurden sie in zwei Gruppen unterteilt: Einerseits eher rezeptiv-kon-
sumtives Informationsverhalten („Politisches Informationsmaterial bestellt/Download“, „Informati-
on von Webseiten des Bundes“, „Politikerhomepage angesehen“) und andererseits eher produktiv-
partizipatives Verhalten („Eigene Website mit politischen Inhalten“, „Spende“, „SMS/Email an 
Politiker/Bürgerinitiative etc.“, „Petition“, „Fragebogen“, „Diskussionsforum“). Während jeder vier-
te Deutsche (24.9 %) bereits eine dieser neuen Formen genutzt und etwa die gleiche Anzahl sich 
eines oder mehrere der rezeptiv-konsumtiven Formate (24.2 %) bedient hat, haben bislang nur 14.2 % 
eine oder mehr der produktiven Anwendungen genutzt (und 6,4 % mindestens zwei hiervon).  

Einen wesentlichen Begründungszusammenhang für E-Partizipation liefert die Hypothese, dass über 
neue Technologien weitere Adressaten erreicht würden, die sich mittels traditioneller Partizipations-
formen bisher nicht beteiligt hatten (z. B. Macintosh et al. 2002). Um dies anhand der erhobenen 
Daten herauszufinden, wurde bei der Gruppe derjenigen, die bislang keine herkömmlichen Partizi-
pationsaktivitäten unternommen hat (entsprechend Abbildung 2), kontrolliert, wie viele hiervon 
eine der aufgelisteten E-Partizipationsformen genutzt haben (entsprechend Abbildung 3): Tabelle 1 
zeigt, dass 7,9 % derer, die bislang nie eine der vorgegebenen Offline-Beteiligungsformen nutzten, 
mindestens eines der Online-Tools schon genutzt haben; bezogen auf die Grundgesamtheit aller 
BürgerInnen sind es 2 %. Die Zusammenstellung belegt auch, dass sich BürgerInnen desto mehr 
online beteiligen, je mehr sie dies ohne Internet ohnehin schon tun. 

Tabelle 1: Zusammenhänge zwischen der Nutzung herkömmlicher Partizipationsformen und 
elektronischen Partizipationsangeboten 

Nutzung von Formen politischer Partizipation (offline)  

Nutzung von  
E-Partizipation 

 

 
Keine 

Eine oder zwei 
Formen genutzt 

Mehr als zwei 
Formen genutzt 

N 1.031 251 568 212 

Mindestens ein e-Format genutzt 24,9 % 7,9 % 24,5 % 45,7 % 

kein e-Format genutzt 75,1 % 92,1 % 75,5 % 54,3 % 

 

Die parallel zur Repräsentativbefragung durchgeführte Online-Befragung unter NutzerInnen von 
E-Partizipation (N=320) bestätigt die letzte Aussage: 99,1 % von diesen haben schon mindestens 
eine der in Abbildung 2 gelisteten Offline-Partizipationsformen genutzt, wobei die Rangfolge ähn-
lich der in Abbildung 2 ist: Unterschriftensammlung (97,5 %), Teilnahme an Demonstration (77,5 %), 
Teilnahme an Einwohnerversammlung (74,6 %), Mitarbeit in Bürgerinitiative (48,7 %), Mitarbeit 
in politischer Partei (44,9 %), Teilnahme an nicht-genehmigter Demonstration (25,8 %); drei Vier-
tel der Befragten haben mindestens schon drei dieser Formen genutzt. 
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3.3 Partizipationsmotive 

In der repräsentativen Befragung wollten wir zudem wissen, auf welcher Regierungsebene bevor-
zugt E-Partizipationstools genutzt werden; in der Rangfolge wurden hierbei Bund, Kommune, Re-
gion/Land und zuletzt die EU genannt (wobei nur eine Nennung möglich war). In der Online-
Befragung wurde darüber hinaus nach den Motiven der Nutzung gefragt. Das in Abbildung 4 dar-
gestellte Ergebnis zu den beiden am häufigsten genannten Ebenen Bund und Kommune überrascht 
insofern, als die Motive je nach Regierungsebene sehr unterschiedlich sind: Während für die kom-
munale Ebene die eigene Betroffenheit (68 %) und am meisten bewirken zu können (65 %) die 
Hauptmotive sind, ist dies auf Bundesebene vor allem das Interesse (68 %), gefolgt von der Rele-
vanz (45 %). Aufschlussreich ist, dass für die Bundesebene (im Gegensatz zur kommunalen Ebene) 
am unwichtigsten zu sein scheint, „am meisten bewirken“ zu können (6 %, Mehrfachnennungen 
waren möglich). Hieraus könnte der Schluss gezogen werden, dass viele BürgerInnen Angebote 
des Bundes zur E-Partizipation nutzen, obgleich sie nicht unbedingt der Überzeugung sind, hiermit 
etwas bewirken zu können. Dies schwächt die „Lehrmeinung“ und die auch vom Autoren dieses 
Beitrags immer wieder vorgetragene Aufforderung nach Responsivität und politischer Anschluss-
fähigkeit zumindest etwas ab. Eine Erklärung hierfür könnte sein, dass diejenigen, die bei solchen 
Angeboten mitmachen, eine recht klare Vorstellung davon haben, über welchen Partizipations-
“kanal“ sie etwas im politischen System bewirken können. Eine weitere Interpretation ist, dass un-
ter „politischer Beteiligung“ nicht automatisch auch verstanden werden sollte, dass dies immer mit 
„dem Ziel (unternommen wird), Entscheidungen auf den verschiedenen Ebenen des politischen 
Systems zu beeinflussen“, wie eingangs definiert. Vielmehr scheint es der Ausdruck eines prinzi-
piellen Interesses an politischem Geschehen zu sein und dass andere bislang vernachlässigte Fak-
toren hier eine ebenso bedeutende Rolle spielen, u. a. auch emotionale (Spaß am Austausch, Un-
mut und Ärger Ausdruck zu verleihen, u.ä.), politisches Lernen von den Meinungen anderer, Ken-
nenlernen bestimmter Argumentationsweisen, Standpunkte, etc. 

 

Abbildung 4: Motive, sich an E-Partizipationsangeboten auf kommunaler oder Bundesebene zu 
beteiligen (Online-Befragung unter NutzerInnen von E-Partizipationsangeboten;  
in Prozent, N=320) 
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4 Soziodemografische Aspekte der 
politischen Partizipation 

4.1 Bildung 

Es gibt eine signifikante Korrelation zwischen dem Bildungsgrad (im Sinne des höchsten Schulab-
schlusses) auf der einen Seite und dem Ausmaß des politischen Interesses, der politischen Partizi-
pation (offline wie online) und der Internetnutzung allgemein und für politische Informationen im 
Besonderen (vgl.Tabelle 2). Eine Abweichung gibt es lediglich bei der Offline-Beteiligung, wo die 
HauptschulabsolventInnen geringfügig aktiver sind als die RealschulabsolventInnen. 

Tabelle 2: Schulbildung (höchster Bildungsabschluss) und politische Partizipation  
(in Prozent; N=1.031) 

 Gesamt 
Haupt-
schule 

Real 
schule 

Hochschul-
reife 

Hochschul-
abschluss 

Differenz 
HochAS – 

HauptS 

Interesse an Politik  
(sehr) stark 

35 24,3 32,2 52,3 66 41,7 

Partizipationsindex* 20,6 15,9 15,3 25,5 46,5 30,6 

Nutzung des Internet für 
politische Information** 

16,9 7,5 16 29,6 43 26,1 

Index E-Partizipation*** 24,9 8,9 26,8 52,1 55,6 46,7 

Internet-Nutzung**** 62,1 41,2 73,7 89,6 90 27,9 

*  mehr als zwei der in Abbildung 2 angegebenen Partizipationsformen wurden bereits genutzt 
**  häufiger als einmal die Woche 
***  mindestens eine der in Abbildung 3 angegebenen E-Partizipationsformen wurde bereits genutzt 
****  mindestens eine Stunde pro Woche 
 

 

4.2 Alter 

Je älter die befragten Personen sind, desto ausgeprägter ist ihr Interesse an Politik und desto häufiger 
äußern sie, dass sie sich schon einmal (offline) politisch beteiligt haben. Erst bei den 60-Jährigen 
und Älteren nehmen Interesse und Engagement ab. Die 18- bis 24-Jährigen sind die Altersgruppe, 
die sich am wenigsten für Politik interessiert, fast jedeR Dritte antwortet hier mit „kaum” oder 
„gar nicht” (vgl. Abbildung 5).10 Dass die Älteren häufiger sagen, dass sie schon die ein oder an-
dere Form politischer Partizipation genutzt haben, ist schon aus statistischen Gründen nicht ver-
wunderlich – wer länger lebt, hat auch mehr Gelegenheiten gehabt, sich zu beteiligen.  

Da den in Abbildung 5 dargestellten Werten keine Longitudinalstudie zugrundeliegt, können sie 
nur für den Zeitpunkt der Befragung Gültigkeit reklamieren: Eine Verallgemeinerung derart, dass 

 
10 Laut FES-Studie äußerten 41 % der unter 24-Jährigen, dass sie sich „kaum“ oder „gar nicht“ für Politik in-

teressieren, im Gegensatz zu 32,7 % in unserer Untersuchung (FES 2008, S. 12); die Befragungszeiträume 
lagen drei Monate auseinander. 
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sich junge Leute generell weniger für Politik interessieren als ältere, wäre demnach unzulässig. Al-
lerdings ergeben Longitudinalstudien des statistischen Bundesamtes, dass es seit 1991 einen deut-
lichen Unterschied der jüngeren Altersgruppe zu den älteren gibt. „Das Interesse an der Politik bei 
den 18- bis 29-Jährigen liegt deutlich unter dem Bevölkerungsdurchschnitt und hat vergleichswei-
se stärker abgenommen“ (Weßels 2008, S. 391).  

 

Abbildung 5: Zusammenhang von Alter und politischer Partizipation sowie zur Internetnutzung 
(in Prozent, N=1.031; zu den Kategorien vgl. die Legende zur Tabelle 2) 

Ein sehr ähnliches Bild ergibt sich bei der Wahlbeteiligung: Bei den letzten Bundestagswahlen 2005 
wuchs sie mit zunehmendem Alter und war erst bei der Gruppe der Über-70-Jährigen geringer. Ei-
ne Ausnahme bildete nur die Altersgruppe der 21 bis 24-Jährigen, die weniger zur Urne gingen als 
die ErstwählerInnen (vgl. Krack-Rohberg/Weichs 2008, S. 385). 

Tabelle 3: Nutzung von E-Partizipation (rezeptiv-konsumtive bzw. produktive Formen)  
nach Alter (in Prozent; N=1.031) 

 Gesamt 18-24 25-29 30-39 40-49 50-59 60+ 

Index E-Partizipation produktiv (a)*  14,2 31,6 34,5 20,5 13,0 12,4 4,2 

Index E-Partizipation produktiv (b)** 6,4 20,0 15,5 7,2 5,5 3,4 2,7 

Index E-Partizipation  
konsumtiv-rezeptiv (c)*** 

24,1 41,0 46,6 34,9 30,5 23,7 6,6 

Index E-Partizipation gesamt**** 24,9 42,3 52,0 36,0 30,5 24,2 6,6 

Partizipationsindex 20,6 7,7 9,3 15,1 22,9 28,8 23,2 

* Produktive E-Partizipationsanwendungen – mindestens eines der folgenden Tools schon genutzt:  
Eigene politische Webseite, Spende an Partei/politische Organisation via Internet, SMS oder Email an 
PolitikerIn oder Interessengruppe, E-Petition an den Deutschen Bundestag, Fragebogen beantwortet, an 
Online Diskussionsforum teilgenommen. 

**  Mindestens zwei der unter (*) genannten produktiven Tools schon genutzt 
*** Mindestens eine der folgenden rezeptiv-konsumtiven Anwendungen schon genutzt: politische Informationen 

angefordert oder heruntergeladen, Websites von Bundesbehörden oder von PolitikerInnen besucht) 
****  Mindestens ein „produktives” oder „rezeptiv-konsumtives” E-Partizipationstool bereits genutzt 
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Der aus der Diskussion um die „Digitale Spaltung“ bekannte Sachverhalt einer starken negativen 
Korrelation zwischen Alter und Internetnutzung wird vom Grundsatz her auch hier bestätigt, aller-
dings mit einer leichten Altersverschiebung: Die Altersgruppe der 25- bis 29-Jährigen ist diejeni-
ge, die am meisten die E-Partizipationstools nutzt, mehr noch als die der 18- bis 24-Jährigen (vgl. 
Tabelle 3).11 Bei den Jüngeren (bis 29-Jährigen) ist auch der Anteil derer wesentlich höher als bei 
Älteren, die die aktiven E-Partizipationstools nutzen. Die recht gleichmäßig aufsteigende Linie der 
mit zunehmendem Alter auch zunehmenden politischen Partizipationserfahrung schneidet sich of-
fenbar mit jener der mit zunehmendem Alter stark abnehmenden Internetnutzung in der Alters-
gruppe der 25- bis 29-Jährigen; oder anders ausgedrückt: Angebote der Internetnutzung führen da-
zu, dass junge wahlberechtigte Deutsche eher über dieses neue Medium partizipieren. Gerade die 
Jungwählerinnen und -wähler nutzen dabei besonders die (inter-)aktiven produktiven Tools. Be-
vorzugt werden dabei von ihnen Fragebögen (24,0 %), Diskussionsforen (22 %) und Emails, Chats 
bzw. SMS für Anfragen oder Kommentare an Politiker und politische Institutionen (17 %), wohin-
gegen Spenden an politische Organisationen, Online-Petitionen und eigene Weblogs mit politischen 
Inhalten auch in dieser Altersgruppe (noch) kaum eine Rolle spielen.12 

Bemerkenswert ist gleichzeitig, dass die 30- bis 39-Jährigen, die sowohl das Internet mehr nutzen 
und die auch mehr traditionelle Beteiligungsformen genutzt haben als die Altersgruppe darunter, 
sich auffallend wenig der E-Partizipationstools bedienen (ebd.). Wenn sie das Internet für politische 
Beteiligung nutzen, dann ist es viel stärker die passiv-rezeptive, also die Sich-selbst-informieren-
wollende Seite als die interaktive. Während auf die Frage „Und wie häufig nutzen Sie das Internet, 
um Informationen und Nachrichten über Politik zu bekommen, täglich, mehrmals die Woche, etwa 
einmal die Woche, etwa einmal im Monat oder seltener?“ auch bei dieser Altersgruppe ähnlich wie 
bei den beiden jüngeren jedeR Vierte angibt, dies mehrmals in der Woche zu tun, ist ein besonders 
starkes „Abfallen“ der Werte von der Gruppe der „Twens“ zu den Älteren bezüglich der aktiv-
partizipativen (produktiven) Nutzung von Internet-Tools festzustellen. Möglicherweise sollte man 
mit Interpretationen derzeit noch vorsichtig sein, weil die Jüngeren gegenüber dieser Technologie 
vermutlich wesentlich innovationsfreudiger sind. 

 

 

 
11 Einschränkend sei hinzugefügt, dass der bei den 25- bis 29-Jährigen ohnehin mit 87,3 % schon hohe Inter-

netnutzeranteil von der Altersgruppe der 30- bis 39-Jährigen mit 89,7 % noch leicht übertroffen wird. 
12 Die Werte sind mit 1,0 % (Spenden an politische Organisationen), 1,8 % (Online-Petitionen) und 4,1 % 

(eigene Weblogs mit politischen Inhalten) hinsichtlich ihrer absoluten Werte unterhalb der Reliabilitäts-
grenze und dürfen aus methodischer Sicht nicht überinterpretiert werden. 
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4.3 Geschlecht 

Während sich die Wahlbeteiligung bei Männern und Frauen mittlerweile angeglichen hat13, klafft 
das politische Interesse beider Geschlechter doch sehr auseinander. Während 27,7 % der Frauen 
angeben, sie interessieren sich „sehr stark“ oder „stark“ für Politik, sind dies bei den Männern 43 %. 
Wenn man allerdings die Antwortgruppe „etwas“ hinzuzieht, ist das Verhältnis fast ausgeglichen 
(vgl. Abbildung 6).  

 

Abbildung 6: Unterschiede von Männern und Frauen hinsichtlich verschiedener Indikatoren 
politischer Partizipation (in Prozent; N=1.031) 

Daneben können wir auch starke Unterschiede hinsichtlich der politischen Beteiligung beobach-
ten, unabhängig davon, ob es die traditionellen Formen zusammen genommen sind oder die der E-
Partizipation. Abbildung 6 zeigt die Unterschiede anhand der wesentlichen in dieser Untersuchung 
verwendeten Indikatoren politischer Partizipation. 

Da Mädchen und Frauen zumindest in früheren Zeiten wesentlich schlechtere Bildungschancen 
hatten als Jungen und Männer und dies dementsprechend auch Einfluss auf die oben interpretierten 
Zusammenhänge hätte, sowie um auszuschließen, dass Bildung die am meisten beeinflussende Va-
riable ist, haben wir uns die Zusammenhänge von Geschlecht, Bildung und politischer Partizipati-
on näher angesehen. Tabelle 4 verdeutlicht, dass entgegen anderer Untersuchungen z. B. von Bim-
ber (2000) aus den USA unabhängig von dem Grad der Ausbildung das Interesse von Frauen an 
Politik immer geringer ist als das von Männern. 

Überraschend sind die Alterskurven von Männern und Frauen zu dieser Frage. Wir können zu-
nächst einen Schereneffekt beobachten von den beiden „jungen” Clustern der bis 29-Jährigen zu 
den 30 bis 39-Jährigen: ist das Interesse bei den Jüngeren noch ähnlich (niedrig) bei 27 % (Frauen) 
bzw. 30 % (Männer), so klafft es bei den 30- bis 39-Jährigen schon sehr weit auseinander (24 % 
bei Frauen: 50 % bei Männern). Erst bei den 50-Jährigen und älteren nähern sich beide Kurven 
wieder an (vgl. Abbildung 7). Eine naheliegende Erklärung könnte sein, dass sich Frauen in die-
sem Alter (Ende 20 bis Ende 40) immer noch wesentlich stärker um Familie und Kinder kümmern 
und dieses bei ihnen eine wesentlich höhere Priorität einnimmt als bei Männern. 

 
13 In den 50er Jahren lag sie bei den Frauen über 3 % niedriger als bei den Männern. In Ost-Deutschland ist 

die Wahlbeteiligung von Frauen mittlerweile sogar höher als die von Männern (vgl. Krack-Rohberg/Weichs 
2008, S. 385). 
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Tabelle 4: Politisches Interesse nach Geschlecht und (Schul-)Bildung  
(in Prozent, gerundet; N=1.031) 

 „Wie stark interessieren Sie sich für Politik?” 

 sehr stark stark etwas Kaum gar nicht 

Hauptschule Männer 11 18 42 15 14 

Hauptschule Frauen 5 14 48 12 20 

Realschule Männer 5 39 36 13 8 

Realschule Frauen 5 14 48 12 20 

Abitur Männer 19 49 26 4 2 

Abitur Frauen 7 45 34 9 5 

 

 

Abbildung 7: Geschlecht, Alter und „sehr starkes” bzw. „starkes” Interesse an Politik  
(in Prozent; N=1.031) 

Neben dieser Differenz im Altersverlauf können auch starke Unterschiede hinsichtlich der bevor-
zugten Form der politischen Beteiligung festgestellt werden: Große Geschlechterunterschiede zu-
gunsten höherer Raten bei Männern gibt es hinsichtlich der Mitarbeit in politischen Parteien, bei 
der Teilnahme an nicht-genehmigten Demonstrationen und an Einwohnerversammlungen. Geringer 
ist die Differenz bei der Teilnahme an genehmigten Demonstrationen und der Mitarbeit in Bürger-
initiativen; kaum Unterschiede gibt es bei der Unterstützung von Unterschriftensammlungen. Wie 
Tabelle 5 illustriert, sind die Geschlechterunterschiede bei der Nutzung von E-Partizipationstools 
wesentlich größer als bei der Teilnahme an anderen Beteiligungsformen. Starke Unterschiede mit 
mehr als doppelt so hohen Raten bei Männern können wir auch hinsichtlich des Schreibens von 
Emails an politische Institutionen (Politiker, Verwaltungen, Parteien etc.) feststellen, bei der Beant-
wortung von Online-Fragebögen, der Teilnahme an Diskussionsforen und beim Besuch von Web-
seiten des Bundes; weiters immer noch klare Unterschiede beim Besuch von Webseiten von Poli-
tikern oder beim Herunterladen von politischem Informationsmaterial (vgl. Tabelle 5). 
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Tabelle 5: Nutzungsunterschiede von Partizipationsformen nach Geschlecht  
(in Prozent; N=1.031)14 

  
E-Partizipation 

Formen anderer politischer 
Partizipation 

Starke Differenz 
Männer : Frauen 
(Faktor >2) 

 Emails an PolitikerInnen  
(9,7 % : 3,1 %),  

 Beantwortung von  
Online-Fragebögen (11 % : 5,1 %),  

 Diskussionsforum (9,3 % : 4,6 %),  
 Besuch von Webseiten des Bundes 

(27,3 % : 13,6 %) 

 Mitarbeit in politischen Parteien 
(14,1 % : 5,1 %) 

Klare Differenz  
(2,0> Faktor >1,3) 

 Besuch von Websites oder Blogs 
von PolitikerInnen (19,1 % : 10,5 %), 

 Download von Informationsmaterial 
(17,3 % : 10,9 %) 

 Teilnahme an nicht-genehmigten 
Demonstrationen (6,4 % : 3,5 %),  

 Besuch von Bürgerversammlungen 
(46,6 % : 30,5 %);  

Geringe Differenz 
(Faktor < 1,3) 

  Teilnahme an (genehmigten) 
Demonstrationen (30,7 % : 24 %),  

 Mitarbeit in Bürgerinitiativen  
(12 % : 9,6 %),  

 Zeichnung von Unterschriftenlisten 
(65,4 % : 61,4 %) 

 

In welcher Form sich Männer und Frauen politisch engagieren und interessieren, hat offenbar auch 
etwas mit dem „Stil“ zu tun, in dem Politik betrieben wird – die Mitgliedschaft in politischen Par-
teien als typische traditionelle Form scheint sich nicht zu decken mit dem Verständnis von Frauen, 
sich in Politik einzumischen, wohingegen Aktivitäten wie Unterschriftenlisten zu unterzeichnen 
oder in Bürgerinitiativen mitzuarbeiten weit attraktiver für sie sind. Es fällt auch auf, dass die neu-
en E-Partizipationstools bislang für Frauen weniger attraktiv sind als für Männer. 

 

 

4.4 Beruflicher Status 

Die repräsentative Befragung stützt das als „Standardmodell der politischen Partizipation“ bekann-
te Erklärungsmodell15 hinsichtlich des Indikators „beruflicher Status”: Leitende Angestellte, Be-
amte und Selbständige zeigen ein überdurchschnittliches Maß an politischem Interesse und an Er-
fahrungen mit politischer Partizipation ebenso wie mit E-Partizipation (vgl. Tabelle 6). 

 
14 Die Werte bezüglich der Nutzung von E-Partizipation, Online-Spenden und eigenen Websites mit politi-

schen Inhalten sind zu klein, als dass sie reliabel wären, und wurden deshalb hier ausgeklammert. 
15 Das „Standardmodell der politischen Beteiligung“ ist in mehreren vergleichenden Studien erhärtet worden 

(vgl. insbesondere Verba/Nie 1972; Dalton 1988; Kaase 1992); es führt die Intensität der Beteiligung auf 
Unterschiede in der sozioökonomischen Ressourcenausstattung von Bürgern zurück (Höhe des Einkom-
mens und der formalen Qualifikation, Berufsprestige) und die damit eng korrelierende Stärke positiver 
Einstellungen zum politischen System sowie dessen Offenheit für Beteiligung (z. B. in Form des Rechts 
auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit). Hiervon hängen subjektive Einflussfaktoren wie Werte, der 
Grad der politischen Unterstützung und die Überzeugung ab, durch die eigene Stimme oder Aktivität poli-
tische Änderungen bewirken zu können („sense of political efficacy“). Alle drei Faktoren zusammen er-
zeugen der Tendenz nach ein höheres Maß an politischer Partizipation. In ausdifferenzierter Form werden 
unter „Ressourcenausstattung“ auch noch Alter, Geschlecht und Parteiidentifikation als Einflussgrößen 
subsumiert – bei 30- bis 60-Jährigen ist die Partizipationsbereitschaft am höchsten. 
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Tabelle 6: Beruflicher Status und Partizipationsindikatoren (in Prozent, N=1.031) 

Berufsgruppe/ 
Partizipationsindikatoren 

Un-/ 
angelernte 
Arbeiter 

Fach- 
arbeiter  

Angestellte/ 
Beamte 

(gehoben) 

Leitende 
Angestellte/ 

Beamte  Selbständige Gesamt

Interesse an Politik  
(sehr) stark 

14,5 24,7 37,8 50,8 54,9 35,0 

Erfahrung mit politischer 
Partizipation 

7,9 14,9 21,9 37,9 32,9 20,6 

E-Partizipation  
mindestens 1-mal genutzt 

20,1 14,1 25,9 31,0 36,6 24,9 

 

 

4.5 Ost-West Unterschiede 

Bei Erfahrungen mit politischer Partizipation sind West- und Ostdeutsche „gleichauf“ (20,6 % 
West: 21,0 % Ost)16, dies bestätigen auch Longitudinalstudien (vgl. Weßels 2008, 392), wohinge-
gen das geäußerte Interesse an Politik (37,0 % : 26,8 %) sehr auseinanderklafft, und dies offenbar 
mit im Zeitverlauf zunehmender Tendenz, wie Ergebnisse von Longitudinalstudien zeigen (ebd.).17 
Auch die Teilnahme an (Bundestags-)Wahlen ist im Osten Deutschlands um etwa 7 Prozentpunkte 
geringer als im Westen (vgl. Abbildung 1), ebenso weist die bisherige Nutzung von E-Partizipa-
tionsangeboten im Osten wesentlich niedrigere Werte auf als die im Westen (27,4 % : 14,1 %), was 
aber nicht nur mit der geringeren Internetnutzung im Osten Deutschlands zu erklären ist, denn der 
Unterschied ist mit 63,8 % im Westen und 55,4 % im Osten Deutschlands wesentlich geringer als 
der Unterschied in der e-Partizipation mit 27,4 % im Westen und 14,3 % im Osten Deutschlands 
(absolut wie relativ). 

Große Abweichungen zeigt der Datenreport 2008 des Statistischen Bundesamtes hinsichtlich der 
Einstellungen zur Demokratie als Staatsform und der Zufriedenheit mit dem Funktionieren der De-
mokratie zwischen Ost- und Westdeutschen auf: Hinsichtlich der Zufriedenheit mit dem Funktio-
nieren der Demokratie weist Ostdeutschland seit 1991 konstant um etwa 25 Prozentpunkte gerin-
gere Werte auf als Westdeutschland. Hier schwankten sie in dem Zeitraum von 1991 bis 2006 zwi-
schen 50 % (1997) und 73 % (2002), in den Neuen Ländern zwischen 30 % und 50 %. Dabei wird 
aber deutlich, dass es hier unterschiedliche Vorstellungen dessen gibt, was Demokratie zu sein hat 
– während Kriterien wie „Meinungsfreiheit“, „Mehrparteiensystem“, „politische Beteiligungsrechte 
für BürgerInnen“, „Gleichheit vor dem Gesetz“ in Ost- wie in Westdeutschland etwa gleiche Wer-
te erhalten, assoziieren die Ostdeutschen auch Kriterien wie „Gleiche Rechte für Frauen“, „größere 
soziale Gleichheit“, „weniger Arbeitslosigkeit“ und „Verbesserung der Wirtschaftslage“ mit dem 
Demokratiebegriff (vgl. Fuchs/Roller 2008). 

 

 

 
16 Auch die Mitgliedschaft und aktive Teilnahme in Organisationen wie Gewerkschaften oder Parteien haben 

sich in West und Ost mittlerweile angeglichen. 
17 Interessanterweise findet sich aber die Tendenz abnehmenden Interesses für Politik bei jungen Ostdeut-

schen nicht in dem Ausmaß wie bei Westdeutschen: In den Longitudinalstudien ist das Interesse junger 
Ostdeutscher (18-29 Jahre) an Politik seit 2003 anhaltend höher als das der westdeutschen jungen Wahlbe-
rechtigten (Weßels 2008, 391f.). 
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5 Schlussfolgerungen 

5.1 Vielfalt an Partizipationsformen als demokratische Chance 

Die Möglichkeiten der politischen Partizipation als Ausdruck politischer Integration haben sich seit 
den 70er Jahren vervielfacht, durch E-Partizipation sind in den letzten zehn Jahren weitere Formen 
hinzugekommen. Während abgesehen von Wahlen traditionelle Partizipationsformen wie Mitar-
beit in Parteien oder in Gewerkschaften immer weniger genutzt werden (und auch bei Wahlen ist 
der Trend rückläufig, wenn auch in Deutschland auf sehr hohem Niveau), erfreuen sich andere 
Formen inzwischen großer Beliebtheit. Nicht-Internetgebundene formelle und informelle Beteili-
gungsformen sind allerdings bislang wesentlich häufiger genutzt worden als „produktive“ E-Par-
tizipationstools (die Interaktionen erlauben) – kaum jedeR zwölfte Deutsche hat zumindest eine 
dieser Formen schon genutzt. In Abbildung 8 sind die Ergebnisse der repräsentativen Befragung in 
Spannbreiten für ausgewählte Partizipationsformen dargestellt, wobei der höhere Wert („j“) die 
Prozentanzahl derjenigen umfasst, die überhaupt schon einmal diese Partizipationsform genutzt 
haben und der niedrigere Wert („a“) nur diejenigen wiedergibt, die die jeweilige Form „häufig“ 
oder „ab und zu“ genutzt haben. 

 

Abbildung 8: Erfahrung mit Formen politischer Partizipation  
(Spanne der Antworten in Prozent von (a) „ab und zu“ bzw. „häufig“ und  
(j) „ja“ bzw. „selten“); (x) Spanne zu gering) (in Prozent, N=1.031) 
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Die neuen Formen der Internetbeteiligung zeichnen sich u. a. durch den vergleichsweise geringen 
zeitlichen Aufwand aus, der mit ihrer Nutzung verbunden ist. Sich einem über Newsletter oder 
Email verbreiteten Aufruf oder einer Anfrage an das Mitglied des Bundestages aus dem eigenen 
Wahlkreis anzuschließen, erfordert meist nur wenige Minuten; ein Diskussionsforum im Internet 
über mehrere Wochen regelmäßig zu verfolgen erfordert mehr Energie, ist aber auch flexibel leist-
bar und kaum vergleichbar mit dem Aufwand, an einer abendlichen öffentlichen Einwohner-/Bür-
gerversammlung teilzunehmen, ganz zu schweigen von der regelmäßigen Mitarbeit in einer Partei, 
oder in einer Bürgerinitiative. In der Abbildung 9 ist der erforderliche zeitliche Aufwand in Bezug 
gesetzt zum möglichen relativen Impact, der damit erzielt werden kann. Dies sind notgedrungen 
Schätzwerte, ist der mögliche Einfluss im Einzelfall doch sehr verschieden und hängt neben der 
ausgewählten Form von vielen weiteren Faktoren ab. Aber die Abbildung vermittelt eine grobe Vor-
stellung und verdeutlicht auch bei einer mit aller Vorsicht nötigen Betrachtung, dass es immer noch 
die sehr traditionellen Formen des Wählens und der Mitarbeit in Parteien sind, die den meisten Ein-
fluss versprechen. Andererseits haben Kampagnen von NGOs mit Massenemails an Wahlkreisab-
geordnete gezeigt, wie mit für die NutzerInnen einfachen Mitteln auch über die neuen Medien Ein-
fluss ausgeübt werden kann. 

 

Abbildung 9: Politische Partizipationsformen zwischen Aufwand und Einfluss bzw. Impact 
(Schätzung durchschnittlicher Größenordnung auf Basis von Erfahrungswerten, 
Formen der E-Partizipation sind kursiv gesetzt) 
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Die Vielfalt der Beteiligungsformen wird zudem sehr unterschiedlich stark von verschiedenen Be-
völkerungsgruppen genutzt. Die Befragungsergebnisse lassen zumindest auf der Beschreibungs-
ebene für drei Gruppen Aussagen zu: 

Frauen lassen sich offenbar nicht in gleichem Maße in das politische System integrieren wie Män-
ner, soweit dies die Indikatoren „Interesse an Politik“, „Erfahrung mit politischer Partizipation“, 
„Erfahrungen mit „E-Partizipation“ anzeigen. Dies ist offenbar nicht auf immer noch bestehende 
sozio-ökonomische Benachteiligungen zurückzuführen, sondern klar geschlechtsbezogen. Zwei Be-
funde aber relativieren diese Interpretation:  
a. Neben den Formen der politischen Partizipation, an denen Männer wesentlich stärker partizipie-

ren als Frauen (allen voran die Mitarbeit in Parteien, aber auch die meisten Formen der E-Par-
tizipation wie Emails an Politiker, Antworten auf Fragebögen, Teilnahme an Diskussionsforen) 
gibt es andere, bei denen sie sich zu etwa gleichen Anteilen beteiligen (Unterschriftenlisten, ge-
nehmigte Demonstrationen und Initiativgruppen).  

b. Zum anderen zeigt die repräsentative Befragung, dass sich erst bei den über 29-Jährigen größere 
Geschlechterunterschiede im politischen Interesse auftun, bis dahin aber kaum. Erklärungen von 
unterschiedlichem Engagement der Geschlechter wie z. B. von Burns et al. (2001) greifen hier 
nicht, wonach Gender-Unterschiede als Resultat von unterschiedlichen Erfahrungen von Män-
nern und Frauen zu betrachten seien, die in den nicht-politischen Institutionen des alltäglichen 
Lebens erworben werden (Familie, Schule, Arbeitsplatz, Freiwilligenvereinigungen, Kirche) und 
von Institution zu Institution kumulativ zu einer ungleichen Ausstattung von partizipationsför-
dernden Faktoren bei Männern und Frauen führen, welche sich dann in Geschlechterunterschie-
den in politischer Partizipation niederschlagen. Wäre dem so, dann müsste sich die Interessens-
schere schon in viel früheren Jahren auftun. Eine naheliegende Erklärung ist, dass Geschlechter-
unterschiede (zumindest in Deutschland) noch immer tief in gesellschaftlichen Strukturen ver-
ankert sind (Stichworte: wenige Krippenplätze und mangelnde Flexibilität der Arbeitszeiten) und 
dazu führen, dass es nach wie vor die Frauen sind, die sich (etwa ab Ende 20 Jahren) verstärkt 
der Kindererziehung und Familie widmen und dadurch die Prioritäten anders setzen (müssen). 
Dies ist allerdings eine mit Vorsicht zu betrachtende Interpretation und geht über die Ergebnisse 
der hier wiedergegebenen Befragungen hinaus. Hier wäre ein internationaler Vergleich z. B. mit 
den Daten aus skandinavischen Staaten interessant. 

Junge Wahlberechtigte bis 24 Jahre: Während junge WählerInnen in der repräsentativen Befra-
gung verglichen mit allen anderen Altersgruppen das geringste Interesse an Politik äußern (vg. 
Abbildung 10) und sich nach Longitudinalstudien auch ein negativer Trend ablesen lässt (vgl. We-
ßels 2008), ergibt ein Vergleich des politischen Engagements dieser speziellen Altersgruppe mit der 
gesamten deutschen Wahlbevölkerung eher ein differenziertes Bild. Dies gibt zudem Anlass zur 
Hoffnung, dass die über Internet gebotenen Partizipationsmöglichkeiten von dieser Gruppe genutzt 
werden und das geringere Interesse an anderen Partizipationsformen quasi kompensieren (vgl. 
Abbildung 10): Wesentlich weniger werden danach von dieser Altersgruppe Einwohner- bzw. Bür-
gerInnenversammlungen besucht. Auch bei der Mitarbeit in Parteien und in geringerem Maße bei 
Unterschriftensammlungen fällt der relative Unterschied zwischen den 18- bis 24-Jährigen und der 
Gesamtbevölkerung auf. Auf der anderen Seite werden aber andere Partizipationsformen von die-
sen jungen Menschen wesentlich stärker (Internet-Tools wie Diskussionsforen und Fragebögen) 
bzw. etwas stärker (Emails an PolitikerInnen, Demonstrationen) genutzt als von der Gesamtbevöl-
kerung. Interessant wären qualitative Untersuchungen über die Art der Nutzung und über die so 
konstruierten Politikverständnisse der jungen Menschen. 
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Abbildung 10: Vergleich der Nutzung verschiedener Formen der politischen Partizipation bei der 
gesamten Wahlbevölkerung über 18 Jahren und bei den 18- bis 24-Jährigen 
(„Ja“-Antworten auf die Fragen „Haben sie schon einmal in/an … mitgemacht/ 
teilgenommen?“; in Prozent; N=1.031) 

Sozial Benachteiligte (hier nur über die Indikatoren „Bildung“ und „Beruf“, nicht über „Einkom-
men“ erfasst) weisen bei allen Indikatoren niedrigere Werte auf als sozial besser situierte Bevölke-
rungsgruppen. Dieser Befund bestätigt das Standardmodell der Beteiligung. Neue Angebote der E-
Partizipation verstärken dieses Faktum eher als dass sie es entschärften. 

Die Befragungsergebnisse könnten auch Grund zu mehr Gelassenheit in der gegenwärtigen Diskus-
sion um Politik(er)verdrossenheit geben: Es gibt keine Rechtfertigung für die These, dass das Aus-
maß der Integration bestimmter Bevölkerungsgruppen in das politische System sinkt, es sei denn, 
man setzt dieses politische System gleich mit Wahlbeteiligung und Mitgliedschaft in Parteien (In-
teressenverbänden). Hier gibt es in der Tat Rückgänge, die aber eher auf kulturelle Veränderungen 
hindeuten denn auf Defizite des politischen Systems selbst: Es gibt heutzutage eben mehr Mög-
lichkeiten, politische Ansichten zu artikulieren als dies noch vor vierzig Jahren der Fall war – in 
Ostdeutschland wie auch in Westdeutschland. Viel eher sollte man sich Gedanken machen, ob nicht 
vielmehr die Transmissionsriemen dieses Systems veraltet sind und dringend einer Reformierung 
bedürfen – hierzu gehören z. B. die politischen Parteien und ihre internen Rekrutierungs- und Bin-
dungsmechanismen. In einer offenen Gesellschaft diversifizieren sich nicht nur gesellschaftliche 
Subsysteme, sondern auch deren Kommunikationsformen. Den auf diese Weise(n) aggregierten 
politischen Willen der Allgemeinheit zu fassen ist sicher wesentlich komplexer als es sich liberale 
Demokratietheoretiker einst gedacht haben. 
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5.2 Grenzen eines partizipationsorientierten 
Demokratieverständnisses 

Die Forderung nach der Notwendigkeit der Einbeziehung möglichst breiter und repräsentativer 
Kreise in den politischen Entscheidungsfindungsprozess kann nur normativ begründet werden. Bis-
lang geschieht dies in der politischen Praxis der meisten Länder Westmitteleuropas auf zweierlei 
Art. (1) Über regelmäßig stattfindende Wahlen wird das Egalitätsprinzip einer Demokratie erfüllt, 
indem auf breiter Legitimationsbasis RepräsentantInnen hervorgehen, die zumeist vorher einem 
parteiinternen Ausleseverfahren unterzogen wurden. (2) Durch definierte Verfahren wie z. B. in 
Bauleitplanverfahren sollen den einzelnen allgemein und unmittelbar Betroffenen speziell sowie 
Verbänden- und Lobbyistengruppen Beteiligungsmöglichkeiten eingeräumt werden, wodurch das 
administrative Alltagsgeschäft und die am Ende der Partizipationsverfahren stehenden Entschei-
dungen legitimiert werden. Wahlen dienen vor allem der Gewährleistung des Gleichheitsprinzips 
westlicher Demokratien, rechtsstaatliche Verfahren der profunden Entscheidungsfindung durch Sam-
meln ausreichender Informationen und durch notwendigen Interessenausgleich. Beide Arten sind 
nicht mehr zeitgemäß; die erste erodiert aufgrund schwindender Wahlbeteiligung in fast allen west-
europäischen Ländern, die zweite sieht sich seit vielen Jahren zunehmender Kritik ausgesetzt, u. a. 
weil bestimmte Gruppen bevorzugt werden oder viele derart getroffene Entscheidungen in einem 
anschließenden Klageverfahren nicht bestehen und in der Folge die Umsetzung hinausgezögert 
wird. Es gibt einen starken (zivil-) gesellschaftlichen Veränderungsdruck, der auch nach Entwick-
lung neuer Verfahren und Einbeziehung weiterer Bevölkerungsgruppen drängt. Gleichzeitig sind 
durch die IKT neue Werkzeuge entstanden, die in der E-Partizipation genutzt werden; aber auch 
diese neuen Technologien bringen für die meisten Teile der Bevölkerung keine einschneidende Ver-
änderung, wie die oben dargelegten Ergebnisse gezeigt haben, sondern verstärken eher die „parti-
zipative Kluft“ und perpetuieren das Standardmodell der Beteiligung. Eher besteht noch die Ge-
fahr, dass aus den Vorteilen, die einige Bevölkerungsgruppen aus dem Nutzen der IKT ziehen 
können, neue Ungleichheiten entstehen (vgl. Warschauer 2003, Kvasny 2006).18 

Unbeantwortet ist die Frage, mit wie viel nicht gelungener politischer Integration bzw. mit wel-
chem Grad an Exklusion eine Demokratie auskommen kann und wie sich diese letztendlich äu-
ßert.19 Ein hohes Ausmaß an politischer Partizipation ist auch nicht zu verwechseln mit einer funk-
tionierenden Demokratie – Massenaufmärsche/-demonstrationen gab es auch im Nazideutschland, 
und eine hohe Wahlbeteiligung sagt auch nichts darüber aus, wer gewählt wird bzw. welche laten-
ten undemokratischen Haltungen latent vorhanden sind. Die Studie der Friedrich Ebert-Stiftung 
zieht das Fazit, dass „Armut bzw. soziale Disparität. . zu Demokratieverlust [führen]“, weil es ei-
nen „engen Zusammenhang zwischen der Wahrnehmung der eigenen finanziellen Situation und der 
generellen Einstellung zur Demokratie in Deutschland [gibt]“ (FES 2008, 15). Auf die Frage „Was 
glauben Sie, wie gut funktioniert die Demokratie bei uns in Deutschland?” antworteten 31 %, sie 
funktioniere „weniger gut“, 6 % bewerteten sie als „schlecht“. Überdurchschnittlich gaben dies Ar-
beitslose (73 %), Befragte aus Hartz-IV-Haushalten (63 %), Ostdeutsche (61 %) und Personen aus 
Haushalten mit einem Haushaltsnetto-Einkommen unter 700 € an (60 %) (ebd., S. 9).20 Diese Be-
hauptung ist mit Vorsicht zu genießen, sollte man doch erst den zugrundeliegenden Demokratie-
begriff genauer analysieren (siehe Kapitel 4). Vergleichende Studien zeigen, dass es in westlichen 

 
18 Entsprechend der Diskussionen der „digital inequality“ im angloamerikanischen Sprachraum bilden sozia-

le Ungleichheiten in der Qualität der Ausbildung, der Arbeit, der Konsummöglichkeiten und der demokra-
tischen Partizipation den Kern der digitalen Ungleichheiten (vgl. Norris 2001). 

19 Zur Exklusion vgl. Bude/Willisch (2008). 
20 Acht Prozent meinten, sie funktioniere „sehr gut“ und 54 % „gut“ (ebd.). 
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Demokratien in den letzten Jahrzehnten immer sehr große Unterschiede innerhalb der Bevölkerun-
gen hinsichtlich der Identifikation mit dem politischen System und der politischen Partizipation 
gegeben hat.21 Vor dem Hintergrund des Nationalsozialismus ist es allerdings angebracht, dass 
man sensibel ist und politische Inklusionsstrategien verfolgt, die auch aufwändigere Strategien für 
benachteiligte Gruppen einbezieht. Politische Partizipation ist dabei eng verknüpft mit politischer 
Bildung. 

 

 

5.3 Motive politischer Partizipation und Auswirkungen für die 
„Anbieter” von Partizipationsanlässen  

Vor dem Hintergrund der in der Nutzerbefragung geäußerten Motive für eine Teilnahme an Parti-
zipationsmöglichkeiten sollte auch darüber nachgedacht werden, ob die oben vorgegebene Defini-
tion von „politischer Partizipation“ als Tätigkeiten bzw. Handlungen, die „Entscheidungen auf den 
verschiedenen Ebenen des politischen Systems … beeinflussen“ sollen (Kaase 1992, S. 339), hin-
sichtlich der unterstellten absichtsvollen Einflussnahme noch zeitgemäß ist. Die individuellen Mo-
tive für Partizipation und damit implizit die Abkehr von traditionellen Formen der Beteiligung 
werden bislang verschiedenartig erklärt, z. B. als Rational Choice (Downs 1957, Naschold et al. 
1998, Emmer 2005), über die Institutionenökonomie (vgl. Wesselmann 2002) oder mit einem post-
materiellen Wertewandel (vgl. Inglehart 1989, Klages 2000). Abwägungsfaktoren und Motive für 
das Nutzen bestimmter Partizipationsformen sind demnach 

• der individuelle Aufwand an Ressourcen in Form von Zeit, Geld und Aufmerksamkeit sowie die 
Transaktionskosten (Such- und Informationskosten, Entscheidungskosten, Transferkosten, Kon-
trollkosten);  

• Effizienz – mit der Partizipationsmethode kann mit vertretbarem Aufwand aus Sicht der enga-
gierten Bürgerinnen politisch etwas bewirkt werden; 

• Pflichterfüllung als StaatsbürgerIn – insbesondere die Teilnahme an Wahlen hatte jahrzehnte-
lang etwas mit Erfüllung (ungeschriebener) Vorschriften zu tun und wird auch heutzutage noch 
vielfach als „demokratische Pflicht“ aufgefasst – gerade vor dem Hintergrund der deutschen Ge-
schichte mit Faschismus und Erziehung zur Demokratie nach dem Zweiten Weltkrieg. Die Ab-
kehr hiervon inklusive der Auffassung vom Nicht-Wählen als Bekunden einer bestimmten poli-
tischen Meinung kann auch als Ausdruck einer Normalisierung aufgefasst werden. 

• Spaß und Neugier – politisches Engagement wird kaum noch als Pflichterfüllung oder unange-
nehme Notwendigkeit angesehen, sondern kann durchaus auch unterhaltende Anteile haben (so 
zum Beispiel der elektronische Haushaltsrechner in einigen Verfahren zu Bürgerhaushalten in 
Berlin-Lichtenberg, Hamburg oder Freiburg). 

• Fortbildung i. S. des Informierens über und Lernens bestimmter politischer Zusammenhänge, 
unterschiedlicher Ansichten und Argumentationsweisen von MitbürgerInnen oder von Exper-
tInnen, bestimmter Zusammenhänge, die themenspezifisch sind (Stadtplanung, Haushaltsrecht 
etc.); 

 
21 In älteren Studien steht einem engagierten Kern von drei bis fünfzehn Prozent der Bevölkerung („Aktiv-

bürger“) eine große Gruppe politisch gleichgültiger Gesellschaftsmitglieder gegenüber, die allgemein als 
politisch apathisch qualifiziert wird. In einer empirischen Studie über die USA konstruierte Milbrath eine 
Hierarchie des politischen Engagements, angefangen von einer 30- bis 40 % starken Gruppe Apathischer 
(„apathics“), 60 % politischer Konsumenten („spectators“) und ein bis zwei Prozent Aktivisten („gladia-
tors“) (vgl. Milbrath 1965); vgl. Fußnote 15 zum „Standardmodell der Beteiligung“. 
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• Thematisches Interesse, das von individuellen Interessen geleitet ist oder „republikanisches In-
teresse“ – es wird ein politisches Problem gesehen und die Notwendigkeit, eine Lösung im Sin-
ne eines vermeintlichen Volonté Génerale zu finden; 

• Soziale Interessen, Gleichgesinnte kennenzulernen (sowohl im privaten Sinne als auch als poli-
tische Assoziierung); 

• Persönlich-psychologische Motive – von der Suche nach guten Selbstdarstellungsmöglichkeiten 
hin zu fast gegenteiligen Motiven, Einfluss ausüben zu wollen ohne persönliche Zurschaustellung 
(Anonymität); 

• Bekanntheitsgrad der Beteiligungsmöglichkeit (vgl. den Begriff der Meta-Kommunikation, den 
wir in diesem Zusammenhang eingeführt haben; Kubicek et al. 2009). 

Diese Motive sind auf die einzelnen BürgerInnen bezogen auch nicht für jedes Angebot und jeden 
Zeitpunkt einheitlich. Die Faktoren „Spaß“, „Fortbildung“, „Assoziierung“ sollten auch vor dem 
Hintergrund betrachtet werden, dass der Stellenwert der politischen Institutionen im gesamtgesell-
schaftlichen Machtgefüge angesichts von Globalisierung und Primat des Ökonomischen geringer 
wird und kulturell konkurrierende Betätigungsmöglichkeiten eher zunehmen. Dies ist vielen Bür-
gerInnen offenbar bewusst und kommt z. B. in den Einschätzungen, die in Abbildung 4 wiederge-
geben wurden, zum Ausdruck: Dort wurde als Motiv zur Beteiligung an Partizipationsangeboten auf 
der Bundesebene angegeben, dass dies in erster Linie das Interesse (68 %) ist, obgleich gleichzei-
tig die wenigsten von ihnen meinen, dass sie dort etwas bewirken könnten. 

Diese Auflistung zeigt, dass es mittlerweile fließende Übergänge von der politischen Partizipation 
zu anderen Motiven bzw. Zielen wie beispielsweise dem umfassenderen Ziel der „politischen Kom-
munikation“, dem „ehrenamtlichen Engagement“, der „politischen Bildung“ bis hin zur „Unterhal-
tung“ gibt. Ein solches „Politainment“ bedeutete dann in Ergänzung zu Dörner (2001) nicht nur, 
dass die politischen Akteure auf Instrumente und Stilmittel der Unterhaltungskultur zurückgreifen, 
um ihre Ziele zu verwirklichen, sondern dass sie diese auch einsetzen, wenn die BürgerInnen für 
Partizipation gewonnen werden sollen.22 Es sei hier nur an den historischen Wandel des Begriffes 
in den vergangenen Jahrzehnten erinnert, der sich in den 70er Jahren noch auf Wahlen und die 
Auswahl des politischen Personals beschränkte (vgl. Verba/Nie 1972, Barnes et al. 1979).23 

Im Diskurs über die klassische Verfahrensbeteiligung als einer zentralen Säule der politischen Par-
tizipation werden folgende Ziele, Zwecke und Funktionen von Bürgerbeteiligung aufgeführt (vgl. 
Fisahn 1996, S. 65f.). 

• Information der Behörde einerseits und der Bürger andererseits, 

• Interessenvertretung und -ausgleich, 

• Effektivitätssteigerung der Verwaltung, 

• Schaffung von Akzeptanz für Entscheidungen sowie 

• vorgelagerter Rechtsschutz und Gewährleistung rechtlichen Gehörs. 

 
22 Die andere von Dörner aufgezeigte Ebene des Politainment, die politische Unterhaltung, zeigt, dass politi-

sche Vorgänge mittlerweile in der Gesellschaft als durchaus spannend angekommen sind; nicht von unge-
fähr verwendet die Unterhaltungsindustrie gezielt politische Figuren, Themen und Geschehnisse, um ihre 
Produkte interessant und attraktiv zu gestalten. 

23 Verba und Nie (1972) klassifizierten den Begriff politische Partizipation als „those activities by private 
citizens that are more or less directly aimed at influencing the selection of governmental personnel and/or 
the actions they take” (Verba/Nie 1972, S. 2). Ähnlich charakterisierten Barnes et al. (1979) politische Ak-
tionen als „all voluntary activities by individual citizens intended to influence either directly or indirectly 
political choices at various levels of the political system” (S. 42). 
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Diesen sollten noch weitere hinzugefügt werden, die die gerade aufgezählten unterschiedlichen 
Beteiligungsmotive der BürgerInnen, aber auch die Interessen der Verwaltung an effektiver Ent-
scheidungsfindung bzw. sinnvoller Nutzung begrenzter eigener Ressourcen berücksichtigen: 

• Politische Partizipation kann auch dazu dienen, wenig partizipierenden Bevölkerungsgruppen 
Kenntnisse politischer Abläufe zu vermitteln und hier insbesondere ein Verständnis für die Not-
wendigkeit und Schwierigkeit des Abwägens ganz unterschiedlicher Belange. Dies ist der Vor-
teil einer so „überkommenen“ Einrichtung wie der politischen Partei, dass sie dieses Abwägen 
in Form interner Diskussionen gewährleistet; es geschieht aber kaum in neueren Partizipations-
formen wie Bürgerinitiativen und anderen (monothematischen) Interessengruppen, (E-)Petitionen 
oder Unterschriftenlisten. Politik und Verwaltung würden dann Anlässe schaffen, in einem Be-
teiligungsverfahren diese Abwägung zu leisten. 

• Ähnlich gelagert ist der Zweck, in solchen Verfahren einen Blick für den Volonté Generale zu 
vermitteln, also dafür, dass es gerade bei konfliktbeladenen Themen gemeinsame Ziele geben 
kann bzw. Ziele, die sich von den individuellen Interessen unterscheiden, so dass vom Individual-
interesse abstrahiert und ggf. empathisch auf die Interessen- und Bedürfnislagen anderer Bevöl-
kerungsgruppen geschaut werden muss. 

Während die erste Gruppe der für die „klassische Verfahrensbeteiligung“ genannten Ziele für die 
Mehrzahl aller Verfahren gelten sollte und in aller Regel nur einen kleinen Kreis von Betroffenen 
bzw. Interessierten ansprechen wird, sind die beiden ergänzten Ziele solche, mit denen auch ande-
re Kreise angesprochen werden sollten, die stark die Funktion politischer Sozialisation und Integ-
ration zu erfüllen haben. Soll dies gelingen, muss aber auf die Nutzungsgewohnheiten der Ziel-
gruppen Rücksicht genommen werden. Dies bedeutet, dass sie dort abgeholt werden müssen, wo 
sie sich aufhalten, und dass Formen gewählt werden müssen, die ihnen vertraut sind oder die ihnen 
liegen. Dies bedeutet am Beispiel der drei oben (5.1) herausgehobenen Bevölkerungsgruppen, dass 
man bei Frauen nicht gerade Methoden wie Emails mit PolitikerInnen oder Parteiaktivitäten wählt, 
sondern eher Interessengruppen oder Unterschriftenlisten, und bei Jugendlichen nicht abendliche 
EinwohnerInnenversammlungen, sondern eine Online-Partizipationsform24, bei sozial Benachtei-
ligten verschiedene Abwandlungen der Anwaltsplanung und nicht Formen der E-Partizipation (vgl. 
Barloschky 2005, Stiftung Mitarbeit 2003). 

 

 

 
24 Dass dies noch nicht automatisch deren Beteiligung gewährleistet, habe ich gemeinsam mit Barbara Lippa 

und Herbert Kubicek in der Auswertung verschiedener Fallbeispiele von politischer Partizipation näher 
ausgeführt (Kubicek et al. 2009). 
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